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492 . Vereinbarung über die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenzdienststellen am
Grenzübergang Obernberg am Inn

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für
die Grenzabfertigung zuständigen obersten Bun-
desbehörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab-
kommens vom 14. September 1955 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über Erleichterungen der Grenzabfer-
tigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver-
kehr *) für die Errichtung vorgeschobener deut-
scher Grenzdienststellen am Grenzübergang
Obernberg am Inn folgende Vereinbarung vor-
schlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Obernberg am Inn werden
auf österreichischem Gebiet vorgeschobene deut-
sche Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 3 des Abkommens vom 14. Septem-
ber 1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar

— die Weilbacher Landesstraße von der
gemeinsamen Grenze bis zum Amtsplatz
und vom Amtsplatz bis zur Zollamts-

straße der Gemeinde Obernberg am
Inn;

— den das Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— im Dienstgebäude die Abfertigungs-
halle im Erdgeschoß und die in der
nordöstlichen Hälfte gelegenen Räume
im Kellergeschoß sowie alle Verbin-
dungswege;

b) die den deutschen Bediensteten zur alleini-
gen Benützung überlassenen Räume im
Dienstgebäude, und zwar
— im Erdgeschoß die beiden Räume nord-

östlich der Abfertigungshalle und den
Raum zwischen der Abfertigungshalle
und der Treppe zum Kellergeschoß;

— im Kellergeschoß an der Südostseite
die drei Räume neben dem Heizraum.

Artikel 3

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung
tritt die Vereinbarung vom 11. März 1970 über
die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Obernberg am
Inn auf österreichischem Gebiet**) außer Kraft.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Okto-
ber 1975 in Kraft tritt und die auf diplomati-
schem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 204/1957 **) Kundgemacht in BGBl. Nr. 130/1970
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Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 25. Juli 1975
L. S.

An die
Österreichische Botschaft

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
BONN

Zl. 3539/75

V e r b a l n o t e

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbal-
note vom 25. Juli 1975 — 510-511.13/3 OST —
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für
die Grenzabfertigung zuständigen obersten Bun-
desbehörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab-
kommens vom 14. September 1955 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über Erleichterungen der Grenzab-
fertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver-
kehr für die Errichtung vorgeschobener deutscher
Grenzdienststellen am Grenzübergang Obernberg
am Inn folgende Vereinbarung vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Obernberg am Inn werden
auf österreichischem Gebiet vorgeschobene deut-
sche Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 3 des Abkommens vom 14. Septem-
ber 1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar

— die Weilbacher Landesstraße von der
gemeinsamen Grenze bis zum Amtsplatz
und vom Amtsplatz bis zur Zollamts-
straße der Gemeinde Obernberg am
Inn;

— den das Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— im Dienstgebäude die Abfertigungs-
halle im Erdgeschoß und die in der

nordöstlichen Hälfte gelegenen Räume
im Kellergeschoß sowie alle Verbin-
dungswege;

b) die den deutschen Bediensteten zur alleini-
gen Benützung überlassenen Räume im
Dienstgebäude, und zwar

— im Erdgeschoß die beiden Räume nord-
östlich der Abfertigungshalle und den
Raum zwischen der Abfertigungshalle
und der Treppe zum Kellergeschoß;

— im Kellergeschoß an der Südostseite
die drei Räume neben dem Heizraum.

Artikel 3

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung
tritt die Vereinbarung vom 11. März 1970 über
die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Obernberg am
Inn auf österreichischem Gebiet außer Kraft.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Okto-
ber 1975 in Kraft tritt und die auf diplomati-
schem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen
Amt mitzuteilen, daß die österreichische Bundes-
regierung damit einverstanden ist, daß die vor-
geschlagene Regelung durch den Austausch der
Verbalnote des Auswärtigen Amtes und dieser
Antwortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. Okto-
ber 1975 in Kraft tritt und die auf diplomati-
schem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den
Ausdruck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, am 25. Juli 1975
L. S.

An das
Auswärtige Amt
53 B o n n

Kreisky
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493 . Vereinbarung über die Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen
am Grenzübergang Schleching

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/2 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für
die Grenzabfertigung zuständigen obersten Bun-
desbehörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab-
kommens vom 14. September 1955 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über Erleichterungen der Grenzabfer-
tigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver-
kehr *) folgende Vereinbarung über die Errich-
tung vorgeschobener österreichischer Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang Schleching vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Schleching werden auf
deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 3 des Abkommens vom 14. Septem-
ber 1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar

— die Bundesstraße 307 von der gemein-
samen Grenze bis zum Amtsplatz;

— den die Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— die sanitären Anlagen im östlich der
Bundesstraße gelegenen Dienstgebäude;

— den Anlegeplatz für den Sportbootver-
kehr am östlichen Ufer der Tiroler
Ache sowie den Verbindungsweg zum
Amtsplatz;

b) das den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassene Dienstge-
bäude westlich der Bundesstraße.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Okto-
ber 1975 in Kraft tritt und die auf diplomati-
schem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 204/1957

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 25. Juli 1975
L. S.

An die
Österreichische Botschaft

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
BONN

Zl. 3404/75

V e r b a l n o t e
Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem

Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbal-
note vom 25. Juli 1975 — 510-511.13/2 OST —
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für
die Grenzabfertigung zuständigen obersten Bun-
desbehörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab-
kommens vom 14. September 1955 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über Erleichterungen der Grenzab-
fertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver-
kehr folgende Vereinbarung über die Errich-
tung vorgeschobener österreichischer Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang Schleching vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Schleching werden auf
deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 3 des Abkommens vom 14. Septem-
ber 1955 umfaßt.

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Bundesstraße 307 von der gemein-

samen Grenze bis zum Amtsplatz;
— den die Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz;
— die sanitären Anlagen im östlich der

Bundesstraße gelegenen Dienstgebäude;
— den Anlegeplatz für den Sportbootver-

kehr am östlichen Ufer der Tiroler
Ache sowie den Verbindungsweg zum
Amtsplatz;

b) das den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassene Dienstge-
bäude westlich der Bundesstraße.
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Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Okto-
ber 1975 in Kraft tritt und die auf diplomati-
schem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen
Amt mitzuteilen, daß die österreichische Bundes-
regierung damit einverstanden ist, daß die vor-
geschlagene Regelung durch den Austausch der
Verbalnote des Auswärtigen Amtes und dieser

Antwortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. Okto-
ber 1975 in Kraft tritt und die auf diplomati-
schem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den
Ausdruck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, am 25. Juli 1975
L. S.

An das
Auswärtige Amt
Bonn

Kreisky

4 9 4 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

K O N S U L A R V E R T R A G

zwischen der Republik Österreich und der
Deutschen Demokratischen Republik

Die Republik Österreich und die Deutsche
Demokratische Republik, vom Wunsch geleitet,
die konsularischen Beziehungen zu regeln und
zur weiteren Entwicklung der freundschaftlichen
Beziehungen zwischen beiden Staaten beizutra-
gen, haben beschlossen, einen Konsularvertrag
zu schließen, und zu diesem Zweck zu ihren Be-
vollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Friedrich B a u e r

außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter der Republik Österreich in der Deut-
schen Demokratischen Republik,

Der Vorsitzende des Staatsrates der Deutschen
Demokratischen Republik:
Herrn Oskar F i s c h e r
Minister für Auswärtige Angelegenheiten der
Deutschen Demokratischen Republik,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes verein-
bart haben:

ABSCHNITT I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

(1) In diesem Vertrag bedeuten die nachstehen-
den Begriffe

1. „Konsulat" ein Generalkonsulat, ein Kon-
sulat, ein Vizekonsulat und eine Konsular-
agentur;

2. „Konsularbezirk" das Gebiet, auf dem ein
Konsulat berechtigt ist, konsularische Auf-
gaben auszuüben;

3. „Leiter des Konsulats" die mit dieser Funk-
tion beauftragte Person;

4. „Konsul" eine Person einschließlich des Lei-
ters des Konsulats, die mit der Wahrneh-
mung konsularischer Aufgaben beauftragt ist;

5. „Konsularangestellter" eine Person, die im
Konsulat administrative oder technische
Funktionen ausübt;

6. „Mitglied des dienstlichen Hauspersonals"
eine Person, die als Hausangestellte in einem
Konsulat beschäftigt ist;

7. „Mitglied des Konsulats" die Konsuln, die
Konsularangestellten und die Mitglieder des
dienstlichen Hauspersonals;

8. „Familienangehörige" den Ehegatten des
Mitglieds des Konsulats, seine Kinder und
Eltern und die seines Ehegatten, soweit diese
Personen dem Haushalt des Mitglieds des
Konsulats angehören und von ihm unter-
halten werden;

9. „Angehöriger des privaten Hauspersonals"
eine Person, die ausschließlich im privaten
Dienst eines Mitglieds des Konsulats be-
schäftigt ist;

10. „Konsularräumlichkeiten" ungeachtet der
Eigentumsverhältnisse, Gebäude oder Ge-
bäudeteile sowie dazugehörende Grund-
stücke, die ausschließlich für konsularische
Zwecke verwendet werden;
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11. „Konsulararchiv" den dienstlichen Schrift-
wechsel, Chiffrematerial, Dokumente und
sonstige Schriftstücke, Bücher und technische
Arbeitsmittel des Konsulats sowie Einrich-
tungsgegenstände, die zu ihrer Aufbewah-
rung und ihrem Schutz bestimmt sind;

12. „Schiff des Entsendestaates" jedes Wasser-
fahrzeug, das im Schiffsregister des Entsende-
staates eingetragen ist und das rechtmäßig
unter dessen Flagge fährt; dieser Begriff
schließt Kriegsschiffe nicht ein;

13. „Luftfahrzeug des Entsendestaates" jedes
zivile Luftfahrzeug, das rechtmäßig die
Staatszugehörigkeits- und Eintragungszei-
chen des Entsendestaates trägt.

(2) Staatsbürger des Entsendestaates sind die
Personen, die nach den Rechtsvorschriften dieses
Staates dessen Staatsbürgerschaft haben. Für das
Vertretungsrecht für eine Person, die die Staats-
bürgerschaft des Entsendestaates und des Emp-
fangsstaates besitzt, gegenüber den Behörden/
Staatsorganen des Empfangsstaates sowie für die
Handlungspflichten des Empfangsstaates nach
diesem Vertrag ist die Staatsbürgerschaft in erster
Linie nach dem Wohnsitz zu beurteilen.

(3) Juristische Personen sowie Personengesell-
schaften des Handelsrechts, die nach den Rechts-
vorschriften des Entsendestaates errichtet wor-
den sind und in ihm ihren Sitz haben, werden
wie Staatsbürger des Entsendestaates behandelt.

ABSCHNITT II

EINRICHTUNG VON KONSULATEN, ER-
NENNUNG UND ABBERUFUNG VON

KONSULN

Artikel 2

(1) Ein Konsulat kann im Empfangsstaat nur
mit dessen Zustimmung eingerichtet werden.

(2) Der Sitz des Konsulats, sein Rang, der Kon-
sularbezirk sowie die Anzahl der Mitglieder des
Konsulats werden im Einvernehmen zwischen
dem Entsendestaat und dem Empfangsstaat be-
stimmt.

(3) Änderungen des Sitzes des Konsulats, sei-
nes Ranges, des Konsularbezirkes sowie der An-
zahl der Mitglieder des Konsulats werden im
Einvernehmen zwischen dem Entsendestaat und
dem Empfangsstaat bestimmt.

Artikel 3

(1) Der Entsendestaat hat sich auf diploma-
tischem Weg zu vergewissern, daß der Emp-
fangsstaat die Person, die der Entsendestaat zum
Leiter eines Konsulats zu ernennen beabsichtigt,
zur Ausübung seiner Funktion zulassen wird.

(2) Der Entsendestaat übermittelt auf diplo-
matischem Weg dem Ministerium für Auswär-
tige Angelegenheiten des Empfangsstaates die

Bestallungsurkunde/das Konsularpatent. Darin
sind der Familienname und Vorname des Lei-
ters des Konsulats, sein Rang, der Konsular-
bezirk, in dem er seine Aufgaben wahrnehmen
wird, und der Sitz des Konsulats angegeben.

(3) Nach Vorlage der Bestallungsurkunde/ des
Konsularpatents stellt der Empfangsstaat das
Exequatur oder eine andere entsprechende Ge-
nehmigung aus.

(4) Der Leiter des Konsulats darf nach Er-
teilung des Exequaturs oder einer anderen ent-
sprechenden Genehmigung mit der Wahrneh-
mung seiner Aufgaben beginnen.

(5) Der Empfangsstaat kann dem Leiter des
Konsulats vor Erteilung des Exequaturs oder
einer anderen entsprechenden Genehmigung die
Zustimmung zur vorläufigen Ausübung seiner
Funktion erteilen.

(6) Der Empfangsstaat trifft bei der Erteilung
des Exequaturs, einer anderen entsprechenden
Genehmigung oder der Zustimmung zur vor-
läufigen Ausübung seiner Funktion die erfor-
derlichen Maßnahmen, damit der Leiter des Kon-
sulats seine Aufgaben wahrnehmen kann.

Artikel 4

(1) Kann der Leiter des Konsulats aus irgend-
einem Grund seine Funktion nicht ausüben oder
ist seine Stelle zeitweilig unbesetzt, so kann der
Entsendestaat einen Konsul des betreffenden oder
eines anderen Konsulats im Empfangsstaat oder
ein Mitglied des diplomatischen Personals sei-
ner diplomatischen Vertretung im Empfangs-
staat mit der zeitweiligen Leitung des Konsu-
lats beauftragen. Der Empfangsstaat ist davon
vorher auf diplomatischem Weg in Kenntnis zu
setzen.

(2) Die Person, die mit der zeitweiligen Lei-
tung des Konsulats beauftragt worden ist, ge-
nießt die gleichen Erleichterungen, Privilegien
und Immunitäten, die dem Leiter des Konsulats
nach diesem Vertrag zustehen.

Artikel 5

(1) Der Entsendestaat wird dem Ministerium
für Auswärtige Angelegenheiten des Empfangs-
staates auf diplomatischem Weg folgendes noti-
fizieren:

1. die Ernennung oder den Dienstantritt eines
Mitglieds des Konsulats, den Tag seiner An-
kunft und endgültigen Abreise oder die Be-
endigung seiner dienstlichen Tätigkeit und
alle sonstigen seine Stellung betreffenden
Änderungen während seiner Tätigkeit im
Konsulat;

2. den Tag der Ankunft und der endgültigen
Abreise von Familienangehörigen eines Mit-
glieds des Konsulats oder gegebenenfalls die
Tatsache, daß eine Person Familienangehö-
riger wird oder diese Eigenschaft verliert;

279
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3. den Tag der Ankunft und der endgültigen
Abreise eines Angehörigen des privaten
Hauspersonals sowie sein Ausscheiden aus
diesem Dienst;

4. den Dienstantritt und die Beendigung der
dienstlichen Tätigkeit einer Person, die ihren
Wohnsitz im Empfangsstaat hat, als Mit-
glied des Konsulats oder als Angehöriger des
privaten Hauspersonals mit Anspruch auf
Erleichterungen, Privilegien und Immuni-
täten.

(2) Der Tag der Ankunft und der endgültigen
Abreise sind im voraus zu notifizieren.

Artikel 6

(1) Das Ministerium für Auswärtige Angele-
genheiten des Empfangsstaates stellt jedem Mit-
glied des Konsulats, das nicht Staatsbürger des
Empfangsstaates ist, einen mit einem Lichtbild
versehenen Ausweis aus, der seine Identität und
seine Eigenschaft als Mitglied des Konsulats be-
stätigt.

(2) Der Absatz 1 ist auf Familienangehörige
entsprechend anzuwenden.

Artikel 7

Konsul darf nur eine Person sein, die aus-
schließlich Staatsbürger des Entsendestaates ist
und im Empfangsstaat keinen Wohnsitz hat.

Artikel 8

(1) Der Empfangsstaat kann dem Entsendestaat
auf diplomatischem Weg jederzeit, ohne seine
Entscheidung begründen zu müssen, notifizieren,
daß er beabsichtigt, das Exequatur des Leiters
des Konsulats oder die entsprechende Geneh-
migung zu widerrufen oder daß ein sonstiges
Mitglied des Konsulats ihm nicht genehm ist. In
diesem Fall hat der Entsendestaat diesen Kon-
sul abzuberufen oder die dienstliche Tätigkeit
des anderen Mitglieds des Konsulats zu beenden.

(2) Kommt der Entsendestaat innerhalb ange-
messener Frist seinen Verpflichtungen gemäß
Absatz 1 nicht nach, so kann der Empfangs-
staat auf diplomatischem Weg im Fall des Lei-
ters des Konsulats diesem das Exequatur ent-
ziehen oder im Fall eines anderen Mitglieds des
Konsulats dem Entsendestaat notifizieren, daß
er dieses nicht mehr als Mitglied des Konsulats
betrachtet.

ABSCHNITT III

ERLEICHTERUNGEN, PRIVILEGIEN UND
IMMUNITÄTEN

Artikel 9

(1) Der Empfangsstaat behandelt ein Mitglied
des Konsulats mit der gebührenden Achtung und

trifft alle notwendigen Maßnahmen, um ihm die
wirksame Wahrnehmung seiner Aufgaben zu ge-
währleisten.

(2) Der Empfangsstaat gewährleistet, daß ein
Mitglied des Konsulats die Erleichterungen, Pri-
vilegien und Immunitäten, die ihm nach diesem
Vertrag zustehen, in Anspruch nehmen kann.

Artikel 10

(1) Der Empfangsstaat erweist dem Entsende-
staat bei der Beschaffung von Konsularräumlich-
keiten und Wohnungen für die Mitglieder des
Konsulats Hilfe und Unterstützung.

(2) Der Entsendestaat kann in Übereinstim-
mung mit den Rechtsvorschriften des Empfangs-
staates Konsularräumlichkeiten und Wohnungen
für die Mitglieder des Konsulats erwerben, pach-
ten oder mieten.

Artikel 11

(1) Am Gebäude des Konsulats und an der
Residenz des Leiters des Konsulats können das
Staatswappen und die entsprechende Bezeichnung
angebracht werden.

(2) Am Gebäude des Konsulats und an der
Residenz des Leiters des Konsulats kann die
Staatsflagge des Entsendestaates gehißt werden.

(3) Der Leiter des Konsulats kann die Staats-
flagge des Entsendestaates an seinen von ihm
dienstlich benutzten Fahrzeugen führen.

Artikel 12

(1) Der Empfangsstaat gewährleistet den
Schutz der Konsularräumlichkeiten.

(2) Die Konsularräumlichkeiten, die Residenz
des Leiters des Konsulats und die Wohnungen
der Konsuln sind unverletzlich. Die Organe des
Empfangsstaates dürfen die Konsularräumlich-
keiten, die Residenz des Leiters des Konsulats
und die Wohnungen der Konsuln ohne Einwilli-
gung des Leiters des Konsulats oder des Chefs
der diplomatischen Vertretung des Entsende-
staates oder einer von ihnen ermächtigten Per-
son nicht betreten.

(3) Die Konsularräumlichkeiten dürfen nur zu
Zwecken verwendet werden, die mit der Wahr-
nehmung der konsularischen Aufgaben verein-
bar sind.

(4) Die Konsularräumlichkeiten, ihre Einrich-
tung und das sonstige Vermögen des Konsulats
einschließlich seiner Beförderungsmittel sind nicht
Gegenstand einer Inanspruchnahme im öffent-
lichen Interesse oder für Zwecke der Landes-
verteidigung.

Artikel 13

Das Konsulararchiv ist jederzeit unverletzlich,
wo immer es sich befindet.
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Artikel 14

(1) Der Empfangsstaat gestattet und schützt
den freien Verkehr des Konsulats für alle amt-
lichen Zwecke mit der Regierung, den diploma-
tischen Vertretungen und den anderen Konsula-
ten des Entsendestaates, wo immer sie sich be-
finden. Das Konsulat darf sich dazu aller geeig-
neten Mittel einschließlich diplomatischer oder
konsularischer Kuriere, Diplomaten- oder Kon-
sulargepäcks und verschlüsselter Nachrichten be-
dienen. Das Errichten und der Betrieb einer Funk-
station sind dem Konsulat nur mit Zustimmung
des Empfangsstaates gestattet. Für die Inanspruch-
nahme von Nachrichtenmitteln gelten für das
Konsulat die gleichen Tarife wie für die diplo-
matische Vertretung.

(2) Der dienstliche Schriftverkehr des Konsu-
lats ist unverletzlich.

(3) Gepäckstücke, die das Konsulargepäck bil-
den, müssen versiegelt und äußerlich sichtbar als
solches gekennzeichnet sein. Sie dürfen nur den
dienstlichen Schriftverkehr sowie ausschließlich
für den dienstlichen Gebrauch bestimmte Schrift-
stücke und Gegenstände enthalten.

(4) Das Konsulargepäck, das den Voraussetzun-
gen des Absatzes 3 entspricht, darf weder ge-
öffnet, geprüft noch zurückgehalten werden.

(5) Der konsularische Kurier muß ein amt-
liches Schriftstück mit sich führen, aus dem seine
Stellung und die Anzahl der Kuriergepäckstücke
ersichtlich sind. Er muß Staatsbürger des Ent-
sendestaates sein und darf im Empfangsstaat kei-
nen Wohnsitz haben. Bei der Wahrnehmung sei-
ner Aufgaben wird der Kurier vom Empfangs-
staat geschützt. Er genießt persönliche Unver-
letzlichkeit und darf daher weder vorläufig
festgenommen, verhaftet noch einer sonstigen
Beschränkung seiner persönlichen Freiheit unter-
worfen werden. Das gilt auch für den konsula-
rischen Kurier ad hoc, jedoch erlöschen dessen
Immunitäten und die Schutzpflicht des Emp-
fangsstaates, nachdem der Kurier das Konsular-
gepäck dem Empfänger ausgehändigt hat.

(6) Das Konsulargepäck kann auch dem Kom-
mandanten eines kommerziellen Zwecken die-
nenden Luftfahrzeuges einer Fluggesellschaft oder
dem Kapitän eines Schiffes anvertraut werden.
Diese werden mit einem amtlichen Schriftstück
ausgestattet, aus dem die Anzahl der Kurier-
gepäckstücke ersichtlich ist, gelten jedoch nicht
als konsularische Kuriere. Ein Mitglied des Kon-
sulats kann das Konsulargepäck dem Komman-
danten oder dem Kapitän unter Einhaltung der
für den jeweiligen Flughafen oder Hafen gelten-
den Sicherheitsbestimmungen unmittelbar und
ungehindert übergeben oder von ihnen entgegen-
nehmen.

Artikel 15

(1) Der Leiter des Konsulats ist persönlich un-
verletzlich und genießt Immunität von der Ge-
richtsbarkeit und von Zwangsmaßnahmen an-
derer Behörden/Staatsorgane des Empfangsstaates.
Er darf weder vorläufig festgenommen, verhaf-
tet noch einer sonstigen Beschränkung seiner per-
sönlichen Freiheit im Empfangsstaat unterworfen
werden.

(2) Die Immunität des Leiters des Konsulats
von der Zivilgerichtsbarkeit des Empfangsstaates
erstreckt sich nicht auf Klagen

1. in bezug auf privates, im Empfangsstaat
gelegenes unbewegliches Vermögen, es sei
denn, daß er dieses im Auftrag des Entsende-
staates für die Zwecke des Konsulats in An-
spruch nimmt;

2. in Nachlaßsachen, in denen er als Testa-
mentsvollstrecker, Nachlaßverwalter, Erbe,
Pflichtteilsberechtigter oder Vermächtnis-
nehmer in privater Eigenschaft und nicht
als Vertreter des Entsendestaates auftritt;

3. im Zusammenhang mit einer freiberuflichen
oder gewerblichen Tätigkeit, die er im Emp-
fangsstaat neben seiner Funktion ausübt;

4. die eine dritte Person wegen eines Schadens
anstrengt, der aus einem im Empfangs-
staat mit einem Fahrzeug verursachten Un-
fall entstanden ist.

(3) Gegen den Leiter des Konsulats dürfen
Vollstreckungsmaßnahmen nur in den im Ab-
satz 2 angeführten Fällen und nur unter der Vor-
aussetzung getroffen werden, daß sie ohne Be-
einträchtigung der Unverletzlichkeit seiner Per-
son oder Residenz durchführbar sind.

Artikel 16
(1) Ein Konsul, der nicht Leiter eines Kon-

sulats ist, und ein Konsularangestellter genießen
Immunität von der Gerichtsbarkeit und von
Zwangsmaßnahmen anderer Behörden/Staats-
organe des Empfangsstaates in bezug auf Hand-
lungen, die in Wahrnehmung konsularischer Auf-
gaben vorgnommen wurden. Das gleiche gilt für
ein Mitglied des dienstlichen Hauspersonals für
die von ihm in Wahrnehmung dienstlicher Auf-
gaben vorgenommenen Handlungen. Ein Kon-
sul, der nicht Leiter eines Konsulats ist, darf
weder vorläufig festgenommen, verhaftet noch
einer sonstigen Beschränkung seiner persönlichen
Freiheit unterworfen werden, es sei denn wegen
einer vorsätzlich begangenen Straftat, für die
nach den Gesetzen des Empfangsstaates eine Frei-
heitsstrafe von fünf Jahren oder eine strengere
Strafe angedroht ist oder daß gegen ihn ein
rechtskräftiges Urteil wegen einer solchen Straf-
tat vollstreckt werden soll.

(2) Wird gegen ein Mitglied des Konsulats ein
Strafverfahren eingeleitet oder wird es vorläu-
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fig festgenommen, verhaftet oder einer sonstigen
Beschränkung seiner persönlichen Freiheit unter-
worfen, so haben die Behörden/Staatsorgane des
Empfangsstaates unverzüglich den Leiter des Kon-
sulats zu verständigen.

(3) Wird gegen einen Konsul ein Strafverfahren
eingeleitet, so ist es mit der dem Konsul auf
Grund seiner amtlichen Stellung gebührenden
Rücksicht und in einer Weise zu führen, die die
Wahrnehmung der konsularischen Aufgaben mög-
lichst wenig beeinträchtigt.

(4) Die Immunität einer im Absatz 1 genann-
ten Person von der Zivilgerichtsbarkeit des Emp-
fangsstaates erstreckt sich nicht auf Klagen,

1. die aus einem Vertrag entstehen, den ein
Konsul oder ein Konsularangestellter ge-
schlossen hat, ohne dabei ausdrücklich oder
sonst erkennbar im Auftrag des Entsende-
staates gehandelt zu haben;

2. die eine dritte Person wegen eines Schadens
anstrengt, der aus einem im Empfangsstaat
mit einem Fahrzeug verursachten Unfall
entstanden ist.

(5) Ein Mitglied des Konsulats genießt im Emp-
fangsstaat unter der Voraussetzung der Gegen-
seitigkeit alle Erleichterungen, Privilegien und
Immunitäten, die einem Mitglied des Konsulats
gleichen Ranges des auf dem Gebiet der Erleich-
terungen, Privilegien und Immunitäten meist-
begünstigten Staates zuerkannt sind oder werden.

Artikel 17
(1) Ein Mitglied des Konsulats kann in einem

Verfahren von den Gerichten oder anderen Be-
hörden/Staatsorganen des Empfangsstaates als
Zeuge geladen werden. Es ist jedoch nicht ver-
pflichtet, Aussagen über Angelegenheiten zu ma-
chen, die mit seiner dienstlichen Tätigkeit ver-
bunden sind.

(2) Weigert sich ein Konsul, zur Zeugenaus-
sage zu erscheinen oder auszusagen, so dürfen
gegen ihn keine Zwangsmaßnahmen angewendet
werden.

(3) Ein Konsul, der als Zeuge vorgeladen wird,
darf in seiner dienstlichen Tätigkeit nicht behin-
dert werden. Seine Aussage kann, soweit möglich,
in seiner Wohnung oder im Konsulat oder als
schriftliche Erklärung entgegengenommen wer-
den.

Artikel 18

(1) Der Entsendestaat kann auf die in den Ar-
tikeln 15, 16 und 17 festgelegten Privilegien und
Immunitäten verzichten. Der Verzicht muß für
jeden Einzelfall ausdrücklich schriftlich gegen-
über dem Empfangsstaat erklärt werden.

(2) Erhebt ein Mitglied des Konsulats, das
Immunität von der Gerichtsbarkeit genießen

würde, eine Klage, so kann es sich in bezug auf
eine Widerklage, die mit der Hauptklage in un-
mittelbarem Zusammenhang steht, nicht auf die
Immunität von der Gerichtsbarkeit berufen.

(3) Der Verzicht auf die Immunität in einem
Verfahren gilt nicht als Verzicht auf die Immu-
nität von der Vollstreckung der Entscheidung;
hiefür ist ein besonderer Verzicht erforderlich.

Artikel 19

Ein Mitglied des Konsulats ist im Empfangs-
staat von öffentlichen und persönlichen Leistun-
gen jeglicher Art und den gegebenenfalls an ihrer
Statt erhobenen Beiträgen befreit.

Artikel 20

(1) Die Konsularräumlichkeiten und die Woh-
nungen von Mitgliedern des Konsulats, die Ei-
gentum des Entsendestaates, von ihm gemietet
oder gepachtet sind, sind von allen staatlichen,
regionalen und kommunalen Steuern oder sonsti-
gen Abgaben befreit, soweit diese nicht als Ver-
gütung für bestimmte Dienstleistungen erhoben
werden.

(2) Die im Absatz 1 vorgesehene Steuerbe-
freiung gilt nicht für diese Steuern und sonsti-
gen Abgaben, wenn sie nach den Rechtsvorschrif-
ten des Empfangsstaates von einer Person zu
entrichten sind, die mit dem Entsendestaat Ver-
träge geschlossen hat.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Beförderungs-
mittel, die Eigentum des Entsendestaates sind und
ausschließlich Zwecken des Konsulats dienen,
sinngemäß anzuwenden.

Artikel 21

(1) Ein Konsul und ein Konsularangestellter
sind von allen Steuern und sonstigen Abgaben
befreit; ausgenommen hievon sind

1. indirekte Steuern und Abgaben, die nor-
malerweise im Preis von Waren und Dienst-
leistungen enthalten sind;

2. Steuern und sonstige Abgaben von priva-
tem, im Empfangsstaat gelegenen unbeweg-
lichen Vermögen;

3. Erbschaftssteuern und Abgaben vom Ver-
mögensübergang in bezug auf Vermögen
im Empfangsstaat;

4. Steuern und sonstige Abgaben von privaten
Einkünften, deren Quelle sich im Empfangs-
staat befindet, sowie von dort gelegenem
Vermögen;

5. Steuern, Gebühren und sonstige Abgaben,
die für bestimmte Dienstleistungen erhoben
werden;

6. Eintragungs-, Gerichts-, Beurkundungs-,
Beglaubigungs-, Hypotheken- und Stempel-
gebühren.
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(2) Ein Mitglied des dienstlichen Hauspersonals
ist von Steuern und sonstigen Abgaben auf seine
Dienstbezüge befreit.

(3) Beschäftigt ein Mitglied des Konsulats Per-
sonen, deren Bezüge nicht von der Einkommen-
steuer/Lohnsteuer im Empfangsstaat befreit sind,
so hat es die Verpflichtungen einzuhalten, die
ihm die Rechtsvorschriften dieses Staates in be-
zug auf die Erhebung der Einkommensteuer/
Lohnsteuer auferlegen.

(4) Stirbt ein Mitglied des Konsulats, so unter-
liegt sein bewegliches Gut, das sich nur deshalb
im Empfangsstaat befindet, weil sich der Ver-
storbene als Mitglied des Konsulats dort aufge-
halten hat, im Empfangsstaat keinen staatlichen,
regionalen oder kommunalen Erbschaftssteuern
oder Abgaben vom Vermögensübergang.

(5) Der Empfangsstaat gestattet die Ausfuhr
des beweglichen Gutes des Verstorbenen, mit Aus-
nahme von im Empfangsstaat erworbenen Gü-
tern, deren Ausfuhr zum Zeitpunkt des Todes-
falles verboten war.

Artikel 22

(1) Ein Mitglied des Konsulats ist in bezug auf
seine Dienste für den Entsendestaat von den im
Empfangsstaat geltenden Rechtsvorschriften über
die Sozialversicherung befreit.

(2) Der Absatz 1 gilt auch für einen Angehö-
rigen des privaten Hauspersonals, der ausschließ-
lich bei einem Mitglied des Konsulats beschäf-
tigt ist, sofern er

1. weder Staatsbürger des Empfangsstaates ist
noch dort seinen Wohnsitz hat und

2. den im Entsendestaat oder in einem dritten
Staat geltenden Rechtsvorschriften über die
Sozialversicherung unterliegt.

(3) Ein Mitglied des Konsulats, das Personen
beschäftigt, auf die der Absatz 2 nicht zutrifft,
hat die Verpflichtungen zu beachten, die die
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates über die
Sozialversicherung vorsehen.

Artikel 23

(1) Alle Gegenstände, Kraftfahrzeuge einge-
schlossen, die für den amtlichen Gebrauch des
Konsulats eingeführt werden, sind im Empfangs-
staat in gleicher Weise von Zöllen, sonstigen Ab-
gaben und von wirtschaftlichen Ein- und Aus-
fuhrbeschränkungen befreit, wie die Gegen-
stände, die zum amtlichen Gebrauch der diplo-
matischen Vertretung des Entsendestaates einge-
führt werden.

(2) Ein Konsul ist in gleicher Weise von der
Zollkontrolle seines persönlichen Gepäcks, von
Zöllen, sonstigen Abgaben und von wirtschaft-
lichen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen bei der
Ein- und Ausfuhr von Gegenständen für den

persönlichen Gebrauch befreit, wie ein Mitglied
des diplomatischen Personals der diplomatischen
Vertretung des Entsendestaates.

(3) Ein Konsularangestellter ist hinsichtlich der
Ein- und Ausfuhr von Gegenständen, die zur
ersten Einrichtung im Empfangsstaat bestimmt
sind, von Zöllen, sonstigen Abgaben und von
wirtschaftlichen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen
in gleicher Weise befreit, wie das Mitglied des
Verwaltungs- und technischen Personals der diplo-
matischen Vertretung des Entsendestaates.

(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Be-
freiungen beziehen sich nicht auf die Kosten für
die Aufbewahrung, Lagerung und den Transport
der Gegenstände.

Artikel 24

Der Empfangsstaat gewährt einem Mitglied des
Konsulats Bewegungs- und Reisefreiheit, sofern
das nicht seinen Rechtsvorschriften über den Auf-
enthalt in Gebieten, in die die Einreise und der
Aufenthalt aus Gründen der staatlichen Sicher-
heit verboten oder besonders geregelt ist, wider-
spricht.

Artikel 25

(1) Die Familienangehörigen genießen die den
Mitgliedern des Konsulats durch diesen Vertrag
gewährten Erleichterungen, Privilegien und
Immunitäten unter der Voraussetzung, daß sie
weder Staatsbürger des Empfangsstaates sind noch
in diesem einen Wohnsitz haben oder in ihm
einer Erwerbstätigkeit nachgehen.

(2) Ein Mitglied des Konsulats, das Staats-
bürger des Empfangsstaates ist oder in diesem
seinen Wohnsitz hat oder dort außer seiner
dienstlichen Tätigkeit einer anderen Erwerbs-
tätigkeit nachgeht, genießt lediglich die Erleich-
terungen, Privilegien und Immunitäten, die die
Zeugnispflicht über Angelegenheiten, die mit der
Wahrnehmung seiner Aufgaben zusammenhän-
gen, betreffen.

Artikel 26

(1) Die in diesem Vertrag vorgesehenen Er-
leichterungen, Privilegien und Immunitäten ste-
hen einem Mitglied des Konsulats von dem Zeit-
punkt an zu, in dem es in den Empfangsstaat
einreist, um dort seine Tätigkeit aufzunehmen,
oder, wenn es sich bereits in ihm befindet, von
dem Zeitpunkt an, in dem es seine Tätigkeit im
Konsulat aufnimmt.

(2) Die Familienangehörigen der im Absatz 1
genannten Person sowie ein Angehöriger des
privaten Hauspersonals erhalten die in diesem
Vertrag vorgesehenen Erleichterungen, Privilegien
und Immunitäten von dem Zeitpunkt an, in dem



2196 167. Stück — Ausgegeben am 26. September 1975 — Nr. 494

1. das Mitglied des Konsulats nach Absatz 1 in
den Genuß der Erleichterungen, Privilegien
und Immunitäten gelangt;

2. sie in den Empfangsstaat einreisen, wenn das
zu einem späteren Zeitpunkt erfolgt, als
durch das Mitglied des Konsulats;

3. sie Familienangehörige oder Angehöriger des
privaten Hauspersonals werden, wenn sie
diese Eigenschaft später als in dem unter
Ziffer 2 vorgesehenen Zeitpunkt erlangen.

(3) Ist die Tätigkeit eines Mitglieds des Kon-
sulats beendet, so werden seine Erleichterungen,
Privilegien und Immunitäten sowie die seiner
Familienangehörigen und des Angehörigen seines
privaten Hauspersonals zum Zeitpunkt der Aus-
reise des Betreffenden aus dem Empfangsstaat
oder nach dem Ablauf einer hiefür gewährten
angemessenen Frist hinfällig. Die Erleichterungen,
Privilegien und Immunitäten der im Absatz 2
genannten Personen werden hinfällig, wenn die
betreffende Person ihre Eigenschaft als Familien-
angehöriger verliert oder als Angehöriger des
privaten Hauspersonals ausscheidet; beabsichti-
gen sie jedoch innerhalb einer angemessenen
Frist aus dem Empfangsstaat auszureisen, so blei-
ben ihre Erleichterungen, Privilegien und Immu-
nitäten bis zu ihrer Ausreise bestehen.

(4) In bezug auf die von einem Mitglied des
Konsulats in Wahrnehmung seiner dienstlichen
Aufgaben vorgenommenen Handlungen bleibt
die Immunität gemäß den Artikeln 15, 16 und 17
auf unbegrenzte Zeit bestehen.

(5) Stirbt ein Mitglied des Konsulats, so ge-
nießen seine Familienangehörigen weiterhin die
ihnen nach diesem Vertrag zustehenden Erleich-
terungen, Privilegien und Immunitäten bis zu
ihrer Ausreise aus dem Empfangsstaat oder bis
zum Ablauf einer hiefür gewährten angemesse-
nen Frist.

ABSCHNITT IV

KONSULARISCHE AUFGABEN

Artikel 27
Ein Konsul hat das Recht,
1. die Rechte und Interessen des Entsendestaates

und seiner Staatsbürger zu vertreten und zu
schützen;

2. zur Entwicklung der wirtschaftlichen, kultu-
rellen und wissenschaftlichen Beziehungen
zwischen dem Entsendestaat und dem Emp-
fangsstaat beizutragen;

3. die Entwicklung freundschaftlicher Beziehun-
gen zwischen dem Entsendestaat und dem
Empfangsstaat zu fördern.

Artikel 28

(1) Ein Konsul nimmt seine konsularischen
Aufgaben im Konsularbezirk wahr. Die Ausübung

dieser Aufgaben außerhalb des Konsularbezirkes
bedarf der Zustimmung des Empfangsstaates.

(2) Ein Konsul kann sich bei der Wahrnehmung
seiner konsularischen Aufgaben direkt an die
zuständigen Behörden/Staatsorgane im Konsu-
larbezirk wenden.

Artikel 29

Ein Konsul hat das Recht, nach den Rechts-
vorschriften des Empfangsstaates für die ange-
messene Vertretung der Staatsbürger des Ent-
sendestaates vor den Gerichten und anderen Be-
hörden/Staatsorganen zu sorgen und vorläufige
Maßnahmen zur Wahrnehmung der Rechte und
Interessen dieser Staatsbürger zu erwirken, wenn
diese wegen Abwesenheit oder aus einem anderen
Grund ihre Rechte und Interessen nicht selbst
rechtzeitig wahrnehmen können.

Artikel 30

Ein Konsul hat das Recht,

1. ein Verzeichnis der Staatsbürger des Ent-
sendestaates, die ihren Wohnsitz oder Auf-
enthalt in seinem Konsularbezirk haben, zu
führen;

2. in Angelegenheiten der Staatsbürgerschaft
entsprechend den Rechtsvorschriften des
Entsendestaates Anträge und Erklärungen
entgegenzunehmen sowie Dokumente aus-
zuhändigen;

3. für Staatsbürger des Entsendestaates Reise-
dokumente auszustellen, zu verlängern, zu
ändern, einzuschränken, ungültig zu machen
und zu entziehen;

4. Visa zu erteilen.

Artikel 31

(1) Ein Konsul hat das Recht,

1. Geburten- und Sterbebücher von Staats-
bürgern des Entsendestaates zu führen;

2. Erklärungen über die Anerkennung der
Vaterschaft außerhalb der Ehe geborener
Kinder entgegenzunehmen und zu beurkun-
den, wenn der Anerkennende oder das Kind
die Staatsbürgerschaft des Entsendestaates
hat;

3. vorbereitende Maßnahmen zur Einleitung
der Annahme an Kindes Statt zu treffen,
wenn der Annehmende und das an Kindes
Statt anzunehmende Kind Staatsbürger des
Entsendestaates sind.

(2) Der Konsul verständigt die zuständigen
Behörden/Staatsorgane des Empfangsstaates über
Handlungen nach dem Absatz 1 Ziffer 1 und 2,
wenn es die Rechtsvorschriften des Empfangs-
staates erfordern.
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Artikel 32
Ein Konsul hat das Redit,
1. Erklärungen von Staatsbürgern des Ent-

sendestaates entgegenzunehmen und zu be-
urkunden;

2. letztwillige Verfügungen sowie andere Doku-
mente, die einseitige Rechtsgeschäfte von
Staatsbürgern des Entsendestaates betreffen,
entgegenzunehmen, zu beurkunden und auf-
zubewahren;

3. Verträge, die zwischen Staatsbürgern des Ent-
sendestaates geschlossen worden sind, ent-
gegenzunehmen, zu beurkunden und auf-
zubewahren, sofern sie sich nicht auf die Be-
gründung, Übertragung oder Aufhebung
von Rechten an Liegenschaften im Empfangs-
staat beziehen;

4. Unterschriften von Staatsbürgern des Ent-
sendestaates auf Dokumenten sowie Ab-
schriften von und Auszüge aus Dokumenten
zu beglaubigen;

5. Dokumente, die von den zuständigen Be-
hörden/Staatsorganen des Empfangsstaates
ausgestellt und zur Verwendung im Ent-
sendestaat bestimmt sind, überzubeglaubigen/
zu legalisieren.

Artikel 33

Die von einem Konsul in Übereinstimmung
mit Artikel 32 beurkundeten oder beglaubigten
Erklärungen oder Dokumente besitzen im Emp-
fangsstaat die gleiche Rechtswirksamkeit und Be-
weiskraft, als wären sie von den zuständigen
Behörden/Staatsorganen des Empfangsstaates be-
urkundet oder beglaubigt, es sei denn, sie stehen
mit den Rechtsvorschriften des Empfangsstaates
im Widerspruch.

Artikel 34

(1) Ein Konsul hat das Recht,
1. von Staatsbürgern des Entsendestaates

Schriftstücke, Geld, Wertsachen und andere
Gegenstände in Verwahrung zu nehmen;

2. Schriftstücke, Geld, Wertsachen und andere
Gegenstände, die den Staatsbürgern des
Entsendestaates während ihres Aufenthaltes
im Empfangsstaat abhanden gekommen
sind, von den Behörden/Staatsorganen des
Empfangsstaates zur Übermittlung an die
Eigentümer entgegenzunehmen.

(2) Die gemäß Absatz 1 in Verwahrung ge-
nommenen Gegenstände dürfen aus dem Emp-
fangsstaat nur ausgeführt werden, wenn dies den
Rechtsvorschriften dieses Staates nicht wider-
spricht.

Artikel 35

(1) Die zuständigen Behörden/Staatsorgane des
Empfangsstaates verständigen den Konsul unver-

züglich vom Tod eines Staatsbürgers des Ent-
sendestaates.

(2) Im Fall des Absatzes 1 übersenden die zu-
ständigen Behörden/Staatsorgane des Empfangs-
staates dem Konsul eine gebührenfreie Sterbe-
urkunde.

(3) Die zuständigen Behörden/Staatsorgane
des Empfangsstaates haben dem Konsul alle ver-
fügbaren Auskünfte über den Nachlaß eines im
Empfangsstaat verstorbenen Staatsbürgers des
Entsendestaates, die in Frage kommenden Erben,
Vermächtnisnehmer und Pflichtteilsberechtigten,
deren Wohnsitz oder Aufenthalt und das Vor-
handensein einer letztwilligen Verfügung des
Verstorbenen, zu erteilen.

(4) Die zuständigen Behörden/Staatsorgane des
Empfangsstaates werden den Konsul unverzüg-
lich verständigen, wenn sich im Zusammenhang
mit einem im Empfangsstaat eröffneten Nachlaß-
verfahren ergibt, daß Staatsbürger des Entsende-
staates Erben, Vermächtnisnehmer oder Pflicht-
teilsberechtigte sind.

(5) Handelt es sich um den Nachlaß eines
Staatsbürgers des Entsendestaates oder kommen
Staatsbürger des Entsendestaates als Erben, Ver-
mächtnisnehmer oder Pflichtteilsberechtigte in
Betracht, so hat der Konsul das Recht,

1. an der Aufnahme eines Nachlaßinventars
teilzunehmen;

2. mit den zuständigen Behörden/Staatsorganen
des Empfangsstaates wegen Maßnahmen zur
Sicherung, Erhaltung und Verwaltung des
Nachlasses in Verbindung zu treten.

(6) Ist nach der Durchführung des Nachlaß-
verfahrens im Empfangsstaat bewegliches Nach-
laßvermögen oder der Erlös aus beweglichem
oder unbeweglichem Nachlaßvermögen einem
Erben, Vermächtnisnehmer oder Pflichtteilsbe-
rechtigten zugesprochen worden, der seinen
Wohnsitz im Entsendestaat hat und der an dem
Nachlaßverfahren weder persönlich noch durch
einen Bevollmächtigten teilgenommen hat, so
wird dieses Vermögen oder der Erlös aus dem
Verkauf dem Konsul zur Verfügung des Erben,
des Vermächtnisnehmers oder des Pflichtteilsbe-
rechtigten übergeben.

(7) Das Vermögen oder der Verkaufserlös, die
im Absatz 6 genannt sind, werden dem Konsul
erst nach Bezahlung oder Sicherstellung der
Nachlaßverbindlichkeiten, die innerhalb der nach
den Rechtsvorschriften des Empfangsstaates gel-
tenden Fristen angemeldet worden sind und der
mit dem Nachlaß verbundenen Steuern über-
geben.

(8) Die Behörden/Staatsorgane des Empfangs-
staates übergeben einem Konsul die von einem
Staatsbürger des Entsendestaates hinterlassenen
Gegenstände, Geldmittel und Wertsachen, wenn
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dieser während eines vorübergehenden Aufent-
halts im Empfangsstaat verstorben ist.

(9) Die Ausfuhr der in den Absätzen 7 und 8
genannten Vermögenswerte erfolgt unter der
Beachtung der Rechtsvorschriften des Empfangs-
staates.

Artikel 36

Ist für einen Staatsbürger des Entsendestaates,
der seinen Wohnsitz im Empfangsstaat hat oder
sich zeitweilig in diesem Staat aufhält, ein Vor-
mund, Pfleger, Kurator oder Beistand zu be-
stellen, so hat der Konsul das Recht, eine ge-
eignete Person vorzuschlagen.

Artikel 37

(1) Ein Konsul hat das Recht, mit Staats-
bürgern des Entsendestaates zu verkehren sowie
ihnen Rat und Hilfe zu erteilen einschließlich
des Rechtes, ihnen einen Vertreter zu ver-
schaffen. Der Empfangsstaat wird die Möglichkeit
dieses Verkehrs ebenso wie den Zutritt zum
Konsulat in keiner Weise beschränken.

(2) Die zuständigen Behörden/Staatsorgane des
Empfangsstaates unterstützen einen Konsul im
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten bei der
Einholung von Auskünften über den Aufenthalt
von Staatsbürgern des Entsendestaates, um dem
Konsul die Möglichkeit zu geben, mit diesen in
Verbindung zu treten.

Artikel 38

(1) Die zuständigen Behörden/Staatsorgane des
Empfangsstaates werden den Konsul des Ent-
sendestaates von jeder vorläufigen Festnahme,
Verhaftung oder jedem sonstigen Entzug der
persönlichen Freiheit eines Staatsbürgers des
Entsendestaates unverzüglich, spätestens aber
innerhalb von drei Tagen unterrichten, damit er
die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der
Rechte und Interessen des Betroffenen ergreifen
und damit der Betroffene den Schutz des Konsuls
in Anspruch nehmen kann. Sie haben die vom
Betroffenen an den Konsul gerichteten Mittei-
lungen unverzüglich weiterzuleiten.

(2) Ein Konsul hat das Recht, mit einem Staats-
bürger des Entsendestaates, der vorläufig fest-
genommen, verhaftet oder dem die persönliche
Freiheit auf irgendeine andere Art entzogen
worden ist, zu verkehren, insbesondere ihn zu
besuchen und mit ihm zu sprechen; er hat auch
das Recht, dem Betroffenen bei der Bestellung
eines Rechtsvertreters behilflich zu sein. Die zu-
ständigen Behörden/Staatsorgane des Empfangs-
staates gewähren einem Konsul dieses Recht
spätestens am vierten Tag nach dem Tag der
vorläufigen Festnahme, Verhaftung oder des
sonstigen Entzuges der persönlichen Freiheit und
sodann in angemessenen Zeitabständen. Unbe-

schadet seiner sonstigen Rechte auf Grund dieses
Vertrages hat sich ein Konsul jedoch insoweit
eines Einschreitens nach diesem Absatz zu ent-
halten, als der Betroffene dagegen ausdrücklich
in Anwesenheit des Konsuls und eines Vertreters
der zuständigen Behörden/Staatsorgane des Emp-
fangsstaates Einspruch erhebt.

(3) Die zuständigen Behörden/Staatsorgane des
Empfangsstaates werden den betroffenen Staats-
bürger des Entsendestaates über die ihm nach
diesem Artikel zustehenden Rechte unterrichten.

(4) Die in diesem Artikel genannten Rechte
werden nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des
Empfangsstaates unter der Bedingung ausgeübt,
daß diese die Rechte nicht aufheben.

Artikel 39

(1) Ein Konsul hat das Recht, einem Schiff des
Entsendestaates in einem Hafen sowie in den
Territorial- und Binnengewässern des Empfangs-
staates Unterstützung und Hilfe zu leisten.

(2) Ein Konsul kann sich jederzeit an Bord
eines Schiffes des Entsendestaates begeben, sofern
es nicht unter Quarantäne gestellt worden ist.
Die zuständigen Behörden/Staatsorgane des
Empfangsstaates sind vor dem Betreten des
Schiffes des Entsendestaates durch einen Konsul
dann zu verständigen, wenn die Abfertigung des
Schiffes für den freien Verkehr mit dem Land
noch nicht abgeschlossen ist. Dem Kapitän des
Schiffes des Entsendestaates und den Besatzungs-
mitgliedern ist es gestattet, mit dem Konsul in
Verbindung zu treten und ihn in Übereinstim-
mung mit den Rechtsvorschriften des Empfangs-
staates aufzusuchen.

(3) Ein Konsul kann sich bei der Wahrneh-
mung seiner Aufgaben in allen Fragen hinsicht-
lich eines Schiffes des Entsendestaates, des Kapi-
täns, der Besatzungsmitglieder, der Passagiere
und der Ladung an die zuständigen Behörden/
Staatsorgane des Empfangsstaates wenden und
diese um Hilfe ersuchen.

Artikel 40

(1) Ein Konsul hat das Recht,
1. unbeschadet der Rechte der zuständigen Be-

hörden/Staatsorgane des Empfangsstaates,
alle während der Reise des Schiffes des Ent-
sendestaates an Bord eingetretenen Vor-
kommnisse zu untersuchen und den Kapitän
und die Besatzungsmitglieder darüber zu be-
fragen;

2. jede Erklärung und jedes andere Dokument,
das vom Entsendestaat im Zusammenhang
mit Schiffen des Entsendestaates und ihrer
Ladung vorgeschrieben ist, entgegenzuneh-
men, auszustellen, zu verlängern oder zu
beglaubigen;
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3. die Beachtung der die Schiffe des Entsende-
staates und ihre Besatzung betreffenden
Rechtsvorschriften des Entsendestaates auf
den Schiffen dieses Staates sicherzustellen.

(2) Ein Konsul kann in Übereinstimmung mit
den Rechtsvorschriften des Empfangsstaates ge-
meinsam mit dem Kapitän oder einem Be-
satzungsmitglied vor den zuständigen Behörden/
Staatsorganen des Empfangsstaates auftreten.

Artikel 41
(1) Beabsichtigen die zuständigen Behörden/

Staatsorgane des Empfangsstaates, an Bord eines
Schiffes des Entsendestaates irgendeine Zwangs-
maßnahme zu ergreifen oder dort eine amtliche
Untersuchung durchzuführen, so setzen sie den
Konsul hievon in Kenntnis. Die Mitteilung hat
vor Beginn der Maßnahme zu erfolgen, damit
der Konsul bei deren Durchführung anwesend
sein kann. Ist in dringenden Fällen eine Ver-
ständigung des Konsuls vor der Ergreifung der
Maßnahme nicht möglich oder ist der Konsul bei
der Durchführung der Maßnahme nicht an-
wesend, so werden ihn die zuständigen Behörden/
Staatsorgane des Empfangsstaates unverzüglich
von den durchgeführten Maßnahmen in Kennt-
nis setzen.

(2) Der Absatz 1 bezieht sich auch auf die
Vernehmung des Kapitäns oder eines Mitglieds
der Besatzung eines Schiffes des Entsendestaates
an Land zu Vorkommnissen im Zusammenhang
mit dem Schiff.

(3) Dieser Artikel bezieht sich nicht auf die
Zoll-, Paß- und Sanitätskontrolle sowie auf die
Handlungen, die auf Ersuchen oder mit Zustim-
mung des Kapitäns des Schiffes erfolgen.

Artikel 42

(1) Erleidet ein Schiff des Entsendestaates in
den Territorial- oder Binnengewässern des Emp-
fangsstaates Schiffbruch, läuft es auf Grund,
strandet es oder wird es von einer anderen
Havarie betroffen, so verständigen die zuständi-
gen Behörden/Staatsorgane des Empfangsstaates
hiervon unverzüglich den Konsul und treffen
alle notwendigen Maßnahmen zur Rettung von
Schiff, Passagieren, Mannschaft, Ladung und Ge-
genständen, die einen Teil des Schiffes oder seiner
Ladung darstellen und über Bord gegangen sind.
Die zuständigen Behörden/Staatsorgane des Emp-
fangsstaates verständigen den Konsul unverzüg-
lich von den getroffenen Maßnahmen und leisten
ihm die nötige Hilfe bei der Ergreifung aller
weiteren Schritte, die infolge der Havarie des
Schiffes erforderlich geworden sind.

(2) In den im Absatz 1 angeführten Fällen hat
der Konsul das Recht, im Fall der Abwesenheit
des Eigentümers oder einer anderen verfügungs-
berechtigten Person in deren Namen Maßnahmen

zur Sicherung des Schiffes und seiner Ladung zu
treffen. Gehört die Ladung eines Schiffes einem
Staatsbürger des Entsendestaates, so hat der Kon-
sul gleichfalls das Recht, im Fall der Abwesen-
heit des Eigentümers oder einer anderen ver-
fügungsberechtigten Person in deren Namen
solche Maßnahmen zu treffen.

(3) Ein havariertes Schiff des Entsendestaates,
seine Ladung und Vorräte sind im Empfangs-
staat von Zöllen, Gebühren und Abgaben unter
der Voraussetzung befreit, daß sie nicht im Emp-
fangsstaat belassen, sondern unter zollamtlicher
Aufsicht wieder ausgeführt werden.

Artikel 43

Die Artikel 39 bis 42 werden sinngemäß auf
Luftfahrzeuge des Entsendestaates angewendet.

Artikel 44

Ein Konsul darf jede andere, ihm vom Ent-
sendestaat übertragene konsularische Funktion
wahrnehmen, wenn der Empfangsstaat dagegen
keinen Einspruch erhebt.

Artikel 45

(1) Ein Konsul ist berechtigt, im Empfangs-
staat die nach den Rechtsvorschriften des Ent-
sendestaates für Amtshandlungen zu entrichten-
den Gebühren zu erheben und sich entstandene
Kosten erstatten zu lassen.

(2) Die vereinnahmten Beträge der im Absatz 1
genannten Gebühren sind im Empfangsstaat von
allen Steuern und sonstigen Abgaben befreit.

ABSCHNITT V

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN UND
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 46

Alle Personen, die nach diesem Vertrag Er-
leichterungen, Privilegien und Immunitäten ge-
nießen, sind unbeschadet derselben verpflichtet,
die Rechtsvorschriften des Empfangsstaates zu
beachten.

Artikel 47

Fahrzeuge, die Eigentum des Entsendestaates
sind und dem amtlichen Gebrauch des Konsulats
dienen oder die Eigentum eines Mitglieds des
Konsulats oder eines Familienangehörigen sind,
sind im Empfangsstaat gegen Haftpflicht zu ver-
sichern.

Artikel 48

Werden konsularische Funktionen von Mit-
gliedern des diplomatischen Personals der diplo-
matischen Vertretung des Entsendestaates im
Empfangsstaat wahrgenommen, so ist dieser
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Vertrag anzuwenden, unbeschadet der Erleich-
terungen, Privilegien und Immunitäten, die
diesen auf Grund ihrer Stellung als Diplomaten
im Empfangsstaat zustehen. Solche Mitglieder der
diplomatischen Vertretung sind dem Ministerium
für Auswärtige Angelegenheiten des Empfangs-
staates zu notifizieren.

Artikel 49

Der Entsendestaat kann mit Zustimmung des
Empfangsstaates konsularische Aufgaben für
einen dritten Staat im Empfangsstaat wahrneh-
men.

Artikel 50

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung.
Er tritt am sechzigsten Tag nach Austausch

der Ratifikationsurkunden, der in Wien erfolgt,
in Kraft.

(2) Dieser Vertrag bleibt so lange in Kraft, bis
ihn einer der Vertragsstaaten unter Einhaltung
einer einjährigen Kündigungsfrist schriftlich auf
diplomatischem Weg kündigt.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der Vertragsstaaten diesen Vertrag unterzeichnet
und mit Siegeln versehen.

Geschehen in Berlin, am 26. März 1975, in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:
Dr. Friedrich Bauer

Für die Deutsche Demokratische Republik:
Oskar Fischer

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und von dem gemäß Art. 69 Abs. 2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes zur Vertretung des Bundeskanzlers berufenen Vizekanzler gegengezeichnete
Ratifikationsurkunde wurde am 14. August 1975 ausgetauscht; der Konsularvertrag tritt gemäß
seinem Art. 50 Abs. 1 am 13. Oktober 1975 in Kraft.

Kreisky


